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158. Bundesgesetz: Änderung des Kleingartengesetzes
(NR: GP XVII IA 317/A AB 1184 S. 131. BR: AB 3827 S. 526.)

159. Bundesgesetz: Bundesstraßengesetznovelle 1990
(NR: GP XVII IA 285/A AB 1183 S. 131. BR: AB 3826 S. 526.)

158. Bundesgesetz vom 28. Februar 1990, mit
dem das Kleingartengesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Kleingartengesetz, BGBl. Nr. 6/1959, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 135/1983
und 78/1987 sowie der Kundmachung BGBl.
Nr. 250/1989 wird wie folgt geändert:

1. § 5 samt Überschrift lautet:

„Pachtzins bei Generalpachtverträgen

§ 5. (1) Als Pachtzins darf höchstens ein nach den
Umständen des Falles, insbesondere nach der Lage
und der Bodenbeschaffenheit des Grundstückes
(Grundstücksteiles), angemessener Betrag verein-
bart werden.

(2) Eine Änderung des Pachtzinses während der
Vertragsdauer ist zulässig, wenn sich die für die
Bemessung maßgeblich gewesenen Umstände we-
sentlich geändert haben; hiebei bleibt eine Werter-
höhung des Grundstückes (Grundstücksteiles) in-
folge der Tätigkeit oder von Aufwendungen des
General-, Unter- oder Einzelpächters außer Be-
tracht.

(3) Besteht Streit über die Angemessenheit des
vereinbarten Pachtzinses (Abs. 1) oder kommt eine
Vereinbarung über die Änderung des Pachtzinses
(Abs. 2) nicht zustande, so entscheidet hierüber auf
Antrag eines Vertragsteiles das Bezirksgericht, in
dessen Sprengel der Kleingarten liegt, im Verfahren
außer Streitsachen.

(4) Der Anspruch auf Rückforderung von
Leistungen, die das nach den Abs. 1 oder 2 zulässige
Ausmaß des Pachtzinses übersteigen, verjährt in
jedem Fall innerhalb von drei Jahren, gerechnet vom
Zeitpunkt der Leistung. Die Verjährung ist
gehemmt, solange ein Verfahren zur Festsetzung
der Höhe des Pachtzinses anhängig ist. Auf den

Rückforderungsanspruch kann im voraus nicht
verzichtet werden."

2. Im § 6 Abs. 1 werden die Worte „vom
Bundesministerium für Verkehr und Elektrizitäts-
wirtschaft" durch die Worte „von dem nach dem
Zweck zuständigen Bundesminister" ersetzt.

3. § 7 Abs. 5 letzter Satz lautet:

„Ist jedoch über die Angemessenheit des Pachtzin-
ses ein Verfahren gemäß § 5 Abs. 3 anhängig, so hat
das Gericht das Kündigungsverfahren von Amts
wegen zu unterbrechen; nach Rechtskraft der
Entscheidung gemäß § 5 Abs. 3 ist das unterbro-
chene Verfahren von Amts wegen aufzunehmen."

4. § 11 Abs. 4 lautet:

„(4) Besteht Streit über die Angemessenheit des
vereinbarten Unterpachtzinses (Abs. 1) oder kommt
eine Vereinbarung über die Änderung des Unter-
pachtzinses (Abs. 3) nicht zustande, so entscheidet
hierüber auf Antrag eines Vertragsteiles das
Bezirksgericht, in dessen Sprengel der Kleingarten
liegt, im Verfahren außer Streitsachen."

5. § 11 Abs. 5 entfällt; die Abs. 6 und 7 werden als
Abs. 5 und 6 bezeichnet.

6. § 12 Abs. 6 letzter Satz lautet:

„Ist jedoch über die Angemessenheit des Unter-
pachtzinses ein Verfahren gemäß § 11 Abs. 4
anhängig, so hat das Gericht das Kündigungsver-
fahren von Amts wegen zu unterbrechen; nach
Rechtskraft der Entscheidung gemäß § 11 Abs. 4 ist
das unterbrochene Verfahren von Amts wegen
aufzunehmen."

7. Im § 18 wird das Zitat „§ 11 Abs. 6" durch das
Zitat „§ 11 Abs. 5" ersetzt.

8. § 20 samt Überschrift lautet:

„Übergangsbestimmungen

§ 20. (1) Bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bereits bestehende Pachtverträge werden durch die
§§ 2 und 3 nicht berührt.
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(2) Unbeschadet des Abs. 1 findet dieses Bundes-
gesetz auf bestehende Pachtverträge über Kleingär-
ten auch dann Anwendung, wenn ihr Ausmaß von
den Bestimmungen des § 1 Abs. 1 oder Abs. 2
abweicht.

(3) Bestehende Generalpachtverträge über klein-
gärtnerisch genutzte Grundstücke (Grundstücks-
teile) mit anderen als den im § 4 genannten
Vertragsparteien bleiben aufrecht."

9. § 23 samt Überschrift lautet:

„Vollziehung

§ 23. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt wird, der
Bundesminister für Justiz betraut."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz ist auch für anhängige
Verfahren, die im Zeitpunkt seines Inkrafttretens
nicht rechtskräftig abgeschlossen sind, anzuwenden.

Waldheim

Vranitzky

159. Bundesgesetz vom 28. Februar 1990, mit
dem das Bundesstraßengesetz 1971 und das
Bundesgesetz betreffend die Errichtung einer
Autobahnen- und Schnellstraßen Gesellschaft
geändert werden (Bundesstraßengesetznovelle

1990)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesstraßengesetz 1971, BGBl. Nr. 286,
zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 165/1986, wird
wie folgt geändert:

1. In den §§ 1, 4, 7, 7 a, 14, 20, 21, 32, 33 und 35
werden die Bezeichnungen „Bundesminister für
Bauten und Technik" und „Bundesministerium für
Bauten und Technik" jeweils durch die Bezeichnun-
gen „Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen-
heiten" beziehungsweise „Bundesministerium für
wirtschaftliche Angelegenheiten" ersetzt und gram-
matikalisch der jeweiligen Bestimmung angepaßt.

2. Nach § 4 wird folgender § 4 a angefügt:

„Zustimmung der Bundesregierung für bestimmte
Bauvorhaben

§ 4 a. Nach Vorliegen einer Verordnung nach § 4
Abs. 1 bedarf die Errichtung noch nicht bestehender
Bundesautobahn- und Bundesschnellstraßenstrek-
ken, ausgenommen Zu- und Abfahrtsstraßen (§ 2),

eines Beschlusses der Bundesregierung über das
gesamtwirtschaftliche Interesse am Bau der
Strecke."

3. § 6 lautet:

„Straßenforschung

§ 6. Die Aufwendungen für Zwecke der For-
schung und für grundlegende Untersuchungen in
Angelegenheiten der Bundesstraßen, ausgenommen
die Straßenpolizei, sind aus den in den jährlichen
Bundesfinanzgesetzen für den Bau und die
Erhaltung von Bundesstraßen vorgesehenen Mitteln
zu bedecken. Diese Mittel sind im Interesse der
Umweltverträglichkeit im Straßenbau und der
Steigerung der Wirtschaftlichkeit im Straßenbau
sowie der Sicherheit der Verkehrsabwicklung
sowohl für die Erteilung von Forschungs- und
Entwicklungsaufträgen gegen Entgelt als auch für
die Förderung von Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben physischer oder juristischer Personen
durch die Gewährung von Zuschüssen oder
Darlehen sowie weiters für Zwecke der Dokumen-
tation, Information und Publikation in allen
Bereichen der Bundesstraßen, ausgenommen die
Straßenpolizei, zu verwenden. Für die Durchfüh-
rung der Förderung der genannten Forschungs- und
Entwicklungsvorhaben gelten die Bestimmungen
der §§11 Abs. 2, 18 Abs. 2, 20 und 21 des
Forschungsförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 377/
1967, sinngemäß."

4. § 7 a Abs. 4 lautet:

„(4) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 finden
auch für Maßnahmen Anwendung, die gegen
Beeinträchtigungen der Nachbarn durch den
Verkehr auf bestehenden Bundesstraßen gesetzt
werden."

5. Im § 13 lautet der erste Satz:

„Zwecks Erleichterung und Förderung des Durch-
zugsverkehrs kann der Bund (Bundesstraßenverwal-
tung) aus den für den Ausbau und die Erhaltung der
Bundesstraßen in den jährlichen Bundesfinanzge-
setzen vorgesehenen Mitteln entsprechende Paral-
lelstraßen und -wege oder Sammelanschlüsse zu
Bundesstraßen bauen oder umgestalten, sofern die
Erhaltung durch einen anderen Rechtsträger
sichergestellt ist."

6. In den §§ 20 und 35 werden die Bezeichnungen
„Bundesminister für Verkehr" und „Bundesministe-
rium für Verkehr" jeweils durch die Bezeichnungen
„Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und
Verkehr" beziehungsweise „Bundesministerium für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr" ersetzt.

7. Im § 27 lautet der letzte Satz:

„Fahrverbindungen von der Bundesautobahn oder
Bundesschnellstraße zum übrigen Straßennetz im
Bereich dieser Betriebe bedürfen einer Verordnung
nach §4 Abs. 1."
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Artikel II

Das Bundesgesetz betreffend die Errichtung einer
Autobahnen- und Schnellstraßen Gesellschaft,
BGBl. Nr. 300/1981, in der Fassung BGBl.
Nr. 591/1982 wird wie folgt geändert:

Dem § 1 wird ein § 1 a angefügt:

„§ 1 a. (1) Der Bund hat die Planung der im
Bundesstraßengesetz 1971, BGBl. Nr. 286, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 165/1986
angeführten Strecken:

a) der Bundesautobahn A 4 Ost Autobahn im
Abschnitt Parndorf (B 50)—Staatsgrenze bei
Nickelsdorf,

b) der Bundesstraßenverbindung zwischen der
A 2 und der A 4,

der Autobahnen- und Schnellstraßen Aktiengesell-
schaft zu übertragen.

(2) Der Bund kann der Autobahnen- und
Schnellstraßen Aktiengesellschaft hinsichtlich der in
Abs. 1 genannten Strecken auch den Bau übertra-
gen, insoweit eine besondere Dringlichkeit besteht
und damit eine Verbesserung des Planungs- und
Ausführungsablaufes zu erwarten ist. Diese Über-
tragung erfolgt jeweils durch Verordnung des
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen. Die Verordnung hat einen Bauzeit- und
Kostenrahmen zu enthalten.

(3) Der Bund hat der Gesellschaft jährlich die
Kosten der Planung und Errichtung einschließlich
des Erwerbes der für die Errichtung notwendigen
Grundflächen für die ihr nach Abs. 1 und 2
übertragenen Strecken nach einem von der
Gesellschaft im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für wirtschaftliche Angelegenheiten und dem
Bundesminister für Finanzen zu erstellenden
jährlichen Finanzplan zu ersetzen."

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
a) hinsichtlich des Artikels I Z 2 die Bundesre-

gierung, hinsichtlich des übrigen Artikels I der
Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten,

b) hinsichtlich des durch Artikel II dem Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 300/1981 in der geltenden
Fassung angefügten § 1 a Abs. 1 der Bundes-
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten,
hinsichtlich des § 1 a Abs. 2 und Abs. 3 der
Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Finanzen

betraut.

Waldheim

Vranitzky
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